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telligenz, wird die Übergangsrente in Höhe von 90 M gezahlt. 
Ist es für den Rentner günstiger, wird die Übergangsrente 
in Höhe von 200 M um die Hälfte der Altersversorgung der 
Intelligenz gekürzt.

(6) War der Verstorbene der freiwilligen Zusatzrentenver­
sicherung beigetreten, hat die Witwe (der Witwer) für die 
Dauer des Anspruchs auf Übergangsrente auch Anspruch auf 
Zusatzwitwen-(Witwer-)Rente nach den Rechtsvorschriften 
über die Gewährung von Renten aus der freiwilligen Zusatz­
rentenversicherung.*

§4
(1) Das Pflegegeld für Empfänger einer Rente der Sozial­

versicherung oder einer an deren Stelle gezahlten Versor­
gung wird für Pflegebedürftige, die

a) mehr als 5 Stunden am Tage pflegebedürftig sirid, auf 
40 M monatlich,

b) tagsüber, jedoch nicht nachts, pflegebedürftig sind, auf 
60 M monatlich,

c) tagsüber und nachts pflegebedürftig sind, auf 80 M mo­
natlich

erhöht. Bei Pflegebedürftigkeit bis zu 5 Stunden am Tage 
wird wie bisher Pflegegeld in Höhe von 20 M monatlich ge­
zahlt.

(2) Pflegegeld in Höhe von 60 M bzw. 80 M monatlich wird 
auch dann gezahlt, wenn der Pflegebedürftige eine Berufs­
tätigkeit ausübt.

§5
(1) Rentner bzw. Empfänger einer Versorgung, die einen 

Kinder- bzw. Ehegattenzuschlag erhalten, haben für das Kind 
ab Vollendung des 6. Lebensjahres bzw. für den Ehegatten 
Anspruch auf

a) Pflegegeld in Höhe von 60 M monatlich, wenn für diese 
tagsüber, jedoch nicht nachts, Pflegebedürftigkeit be­
steht,

b) Pflegegeld in Höhe von 80 M monatlich, wenn für diese 
tagsüber und nachts Pflegebedürftigkeit besteht,

c) Sonderpflegegeld bzw. Blindengeld, wenn die Voraus­
setzungen gemäß § 6 dieser Verordnung bzw. §§ 54 bis 
58 der Rentenverordnung vorliegen.

(2) Für die Dauer des Aufenthaltes in einem Krankenhaus, 
Feierabend- oder Pflegeheim ruht der Anspruch auf Pflege­
geld.

§ 6
(1) Der Anspruch auf Sonderpflegegeld wird für Empfän­

ger einer Rente der Sozialversicherung oder einer an deren 
Stelle gezahlten Versorgung wie folgt erweitert:

a) Anspruch auf Sonderpflegegeld in Höhe von 180 M mo­
natlich haben auch Schwerstbeschädigte, die
— infolge Versteifung oder Lähmung der oberen Glied­

maßen in der Gebrauchsfähigkeit derselben soweit 
behindert sind, daß sie bei der Verrichtung ihrer per­
sönlichen Bedürfnisse Personen ohne Hände gleich­
zustellen sind,

— bei Ausfall der Gebrauchsfähigkeit von mindestens 
drei Gliedmaßen den dreifach Amputierten gleichzu­
stellen sind,

— auf Grund eines psychischen Schadens ihre oberen 
Gliedmaßen nicht sinnvoll gebrauchen können und 
deshalb in hohem Maße der Pflege bedürfen, soweit 
sie sich nicht in einem Krankenhaus, Feierabend­
oder Pflegeheim aufhalten;

b) Anspruch auf Sonderpflegegeld in Höhe von 120 M mo­
natlich haben auch Schwerstbeschädigte, die

* Verordnung vom 10. Februar 1971 über die Verbesserung der frei­
willigen Zusalzrentenversicherung und der Leistungen der Sozialver­
sicherung bei Arbeitsunfähigkeit (GBl. II Nr. 17 S. 121) und Zweite 
Verordnung vom 10. Mai 1972 über die Verbesserung der freiwilligen 
Zusatzrentenversicherung und der Leistungen der Sozialversicherung 
bei Arbeitsunfähigkeit (GBl. II Nr. 27 S. 311)

— auf Grund des totalen Ausfalls beider Beine den 
Querschnittsgelähmten gleichzustellen sind,

— infolge Beschädigung der unteren Gliedmaßen Er­
schwernisse bei der Fortbewegung haben, die denen 
eines im oberen Drittel beider Oberschenkel Ampu­
tierten entsprechen.

(2) Der Anspruch auf Blindengeld wird für Empfänger 
einer Rente der Sozialversicherung oder einer an deren Stelle 
gezahlten Versorgung wie folgt erweitert:

a) Anspruch auf Blindengeld nach Stufe VI in Höhe von 
180 M, 210 M bzw. 240 M monatlich haben auch hoch­
gradig Sehschwache, praktisch Blinde und Blinde mit 
einem Schaden gemäß Abs. 1 Buchst, a;

b) Anspruch auf Blindengeld nach Stufe V in Höhe von 
120 M, 150 M bzw. 210 M monatlich haben auch hochgra­
dig Sehschwache, praktisch Blinde und Blinde mit einem 
Schaden gemäß Abs. 1 Buchst, b.

(3) Der Anspruch auf Sonderpflegegeld bzw. Blindengeld 
besteht ab Vollendung des 16. Lebensjahres. Kinder haben 
ab Vollendung des 6. Lebensjahres bis zur Vollendung des
16. Lebensjahres Anspruch auf 50% des Sonderpflegegeldes 
bzw. Blindengeldes.

(4) Für die Dauer des Aufenthaltes in einem Krankenhaus, 
Feierabend- oder Pflegeheim, Rehabilitationszentrum für Be­
rufsbildung bzw. Schujinternat erhalten Anspruchsberech­
tigte, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, 50 % des Son­
derpflegegeldes bzw. Blindengeldes. Für Kinder ruht für die'4 
Dauer des Aufenthaltes in diesen Einrichtungen der Anspruch 
auf Sonderpflegegeld bzw. Blindengeld.

§ 7
(1) Für Kinder, die eine Waisenrente der Sozialversiche­

rung oder eine an deren Stelle gezahlte Versorgung erhal­
ten, besteht ■ bereits ab Vollendung des 3. Lebensjahres An­
spruch auf

a) ein Pflegegeld in Höhe von 60 M monatlich, wenn tags­
über, jedoch nicht nachts, Pflegebedürftigkeit besteht,

b) ein Pflegegeld in Höhe von 80 M monatlich, wenn tags­
über und nachts Pflegebedürftigkeit besteht,

c) die Hälfte des Sonderpflegegeldes gemäß § 6 dieser Ver­
ordnung bzw. § 55 der Rentenverordnung, wenn ein ent­
sprechender Körperschaden vorliegt,

d) die Hälfte des Blindengeldes gemäß §6 dieser Verord­
nung bzw. § 54 der Rentenverordnung, wenn die Vor­
aussetzungen der Blindengeldstufen IV bis VI zutref­
fen.

(2) Rentner, die einen Kinderzuschlag erhalten, haben für 
das Kind in der Zeit ab Vollendung des 3. Lebensjahres bis 
zur Vollendung des 6. Lebensjahres Anspruch auf die Leistun­
gen gemäß Abs. 1, wenn die geforderten Voraussetzungen vor­
liegen und ein Elternteil durch die Pflege des Kindes an der 
Ausübung einer Berufstätigkeit gehindert ist. Ist der Rentner 
alleinstehend, werden die Leistungen gemäß Abs. 1 unabhän­
gig von der Berufstätigkeit des Rentners gezahlt. Ab Voll­
endung des 6. Lebensjahres des Kindes wird Pflegegeld, Son­
derpflegegeld oder Blindengeld unabhängig von der Berufs­
tätigkeit der Eltern gewährt.

§ 8

(1) Die Leistungen nach dieser Verordnung werden auf 
Antrag gewährt. Die Erhöhung des Pflegegeldes gemäß § 4 
Abs. 1 erfolgt für Pflegebedürftige, die bisher ein Pflegegeld 
in Höhe von 30 M bis 60 M monatlich erhielten, ohne An­
tragstellung.

(2) Liegen die Voraussetzungen zum Bezug einer Invaliden­
rente, eines Pflegegeldes, Sonderpflegegeldes bzw. Blindengel­
des nach dieser Verordnung am 1. Juli 1973 vor, werden die 
Leistungen ab diesem Zeitpunkt gewährt, wenn der Antrag


